Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 257 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Stellungnahme des Bundesministeriums für 
Verkehr zum Fall Ministerialdirektor 
Dr. Schiller 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie erklärtes sich, daß das Bundesministerium für Verkehr 
die im Bulletin Nr. 2 vom 4. Januar 1958 auf Seite 16 
veröffentlichte falsche Behauptung aufstellte, das Urteil 
des Landgerichts Lüneburg (2.0 139/56) vom 10. Juli 1957, 
das die unzulässige Einflußnahme des Ministerialdirektors 
Dr. Schiller auf einen Vertragsabschluß durch rechtswidrige 
Drohung feststellte, sei durch Rücknahme der Klage wirkungs- 
los geworden, während in Wahrheit das Urteil durch Beru- 
fung angefochten ist? 

2. Wie rechtfertigt sich die Behauptung des Bundesministeriums 
für Verkehr, daß es kein Dienstvergehen sei, wenn ein 
Ministerialdirektor, wie das Landgericht Lüneburg in seinem 
Urteil festgestellt, durch eine mittels rechtswidriger Drohung 
unzulässige Einwirkung auf den Willen eines Vertragspart- 
ners die Nichtigkeit eines Vertrages herbeigefülirt hat? 

3. Wird das Bundesministerium für Verkehr eine schriftliche 
Stellungnahme des Bundesdiszipiinaranwalts vorlegen und 
den Bundestagsausschiissen für Verkehr und für Inneres 
berichten? 


Bonn, den 11. Marz 1958 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 



